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I. Zeichnerische Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1)1 BauGB)

Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO)
Zweckbestimmung: `Fläche für Anlagen zur Erzeugung und Speicherung von Strom aus 
erneuerbaren Energien - Sonnenenergie´

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1)1 BauGB)
Füllschema der Nutzungsschablone:

Siehe Eintragungen in der Nutzungsschablone

3. Baugrenze (§ 9 (1) 2 BauGB)
Baugrenze = überbaubare Grundstücksfläche (Freiflächenphotovoltaik)

4. Verkehrsflächen  (§9(1)11. BauGB)
Straßenverkehrsfläche

5. Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege,

Entwicklung der Landschaft (§ 9 (1) 20, 25 BauGB)

Flächen zur Anlage von extensivem Dauergrünland

Planinterne Ausgleichsfläche

Anlage einer Wildäsungsfläche

Anlage einer Blühfläche

Anlage einer 3-reihigen Hecke

Anlage von Blüh- und Brachstreifen

Anlage eines Saumes

Anpflanzung einer Baumreihe

Symbolische Darstellung der Hecke

6. Sonstige Planzeichen
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§9 (7) BauGB)

Modulreihen

Transformator

II. Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen
Biotope

FFH-Gebiet

Naturschutzgebiet

III. Zeichnerische Hinweise
110kV-Leitung der DB Energie GmbH (digitalisiert) mit Wartungsstreifen

Wasserleitung (digitalisiert) mit Schutzstreifen

Gasleitung (digitalisiert) mit Schutzstreifen

Flurstücksgrenze

Gemarkungsgrenze

Bemaßung

Planunterlagen:
DFK-Daten (April 2023)

Art der baulichen Nutzung

max. zulässige Modulhöhe / max. zulässige Gesamthöhe (H)

max. zulässige Gebäudehöhe

SO
Sonnenenergie

Grundflächenzahl

10

pfg 2

pfg 3

pfg 1

pfg 5

pfg 4

IV. Rechtsgrundlagen
Baugesetzbuch (BauGB)
In der Fassung vom 03.11.2017 (BGBI. S. 3634), zuletzt geändert am 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221)

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
In der Fassung vom 21.11.2017 (BGBI. S. 3786), zuletzt geändert am 03.07.2023 (BGBI. 2023 I Nr.176)

Planzeichenverordnung (PlanZV)
In der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert am 14.06.2021 (BGBI. S. 1802)

Bayerische Bauordnung (BayBO)
In der Fassung vom 14.08.2007 (GVBI. S. 588), zuletzt geändert am  24. Juli 2023 (GVBl. S. 371)

Gemeindeordnung Bayern (GO)
In der Fassung vom 22.08.1998 (GVBI. S. 796), zuletzt geändert am 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586)

V. Textliche Festsetzungen nach §9 BauGB
1. Art der baulichen Nutzung (§9(1)1. BauGB)

Siehe Eintragung im Lageplan

1.1. Sonstiges Sondergebiet (§11 BauNVO)

SO = Sondergebiet mit Zweckbestimmung: Fläche für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien - Freiflächen
Photovoltaikanlage.

Zulässig sind freistehende Solar-Module ohne Stein- oder Betonfundamente.

Zulässig sind die für die Solar-Module notwendigen Wechselrichter, Transformatoren, Speicher, sonstige Betriebsgebäude und
Nebenanlagen, die dem Nutzungszweck des SO-Gebietes dienen (z.B. Leitungen, Einfriedung, Blendschutzmaßnahmen, Kabel, Wege,
usw.).  Des Weiteren sind unbefestigte Wege für Montage- und Wartungsarbeiten zulässig.

Es sind nur solche Vorhaben zulässig, zu denen sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag gem. § 12 Abs. 3a BauGB verpflichtet.

Nach Ende der Nutzung als Photovoltaikanlage sind alle baulichen und technischen Anlagen rückstandslos zu entfernen. Als Folgenutzung
wird für den Geltungsbereich des Bebauungsplans eine "Fläche für die Landwirtschaft" festgesetzt.

2. Maß der baulichen Nutzung (§9(1)1 BauGB und §§16-21a BauNVO)

2.1. Höhe baulicher Anlagen (§16(2)4 und §18 BauNVO)

Die Höhe der Solar-Modultische ist mit maximal 4 m über dem natürlichen Gelände festgesetzt. Zwischen der Modultisch- Unterkante und der
Bodenoberfläche ist ein Mindestabstand von 0,8 m einzuhalten.

Die Gebäudehöhe der Betriebsanlagen ist mit bis 4 m über der natürlichen Geländehöhe festgesetzt. Ausnahmsweise sind 
Kameramasten bis zu einer Höhe von 10 m zugelassen.  Die Gebäudehöhe beschreibt das Maß zwischen der natürlichen 
Geländehöhe und dem höchsten Punkt am geplanten Dach des Gebäudes.

3. Überbaubare Grundstücksfläche (§9(1)2 BauGB und §23 BauNVO)

Die zugelassenen baulichen Anlagen sind nur innerhalb der festgesetzten Baugrenzen zugelassen. Außerhalb der Baugrenze sind
ausnahmsweise zugelassen: Einrichtungen zum Brandschutz (z.B. Löschwassereinrichtungen), Leitungen und Kabel.

4. Pflanzgebot (§9(1)20, 25a, 25b BauGB)

Das Pflanzgebot erstreckt sich über das gesamte Plangebiet. Das Plangebiet ist als extensiv genutztes Dauergrünland zu bewirtschaften.
(siehe Vermeidungsmaßnahme V8 und V10). Für alle Pflanzmaßnahmen ist autochthones Saatgut der Ursprungsregion 11 bzw. des

Vorkommensgebiets 5.1 (§ 40 BNatSchG) zu verwenden.

Die als planinterne Ausgleichsflächen gekennzeichneten Flächen werden zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs.3 BauGB für den Eingriff im
Plangebiet festgesetzt.

Auf der Pflanzgebotsfläche `pfg1´ ist eine extensiv gepflegte Fläche anzulegen. Es wird eine Regio- Saatmischung angesät und alle 2-5
Jahre gemäht.

In den `pfg2´- Flächen ist ein Blühstreifen mit zertifiziertem gebietsheimischen Saatgut (Ursprunsggebiet 11 Südwestdeutsches Bergland)
anzulegen. Die Flächen sind 1-mal im Jahr im Herbst oder zeitigen Frühjahr zu mähen. Das Mähgut ist abzutransportieren.

Auf den Pflanzgebotsflächen `pfg3´ ist eine 3- reihige Heckenpflanzung mit standorttypischen Gehölzen (Pflanzgut aus dem
Vorkommensgebiet 5.1 Süddeutsches Hügel und Bergland, Fränkische Platten und Mittelfränkische Becken) vorzunehmen.

In der `pfg4´- Fläche  wird durch Blüh- und Brachflächen (in etwa gleichem Verhältnis) optimierter Lebensraum für die Feldlerche geschaffen.
Die Blühfläche ist mit zertifiziertem gebietsheimischen Saatgut (Ursprungsgebiet 11 Südwestdeutsches Bergland) mit reduzierter Saatmenge
(50-70% der regulären Saatmenge) anzulegen und alle 3-5 Jahre umzubrechen und im Frühjahr neu anzusäen.

Die Brachflächen sind durch Selbstbegrünung herzustellen. Vor der Brutsaison ist etwa die Hälfte der Brachen offen zu halten und als
Schwarzbrache zu grubbern. Die andere Hälfte wird belassen.

Die `pfg5`- Fläche entlang der Straße ist mit gebietsheimischem Saatgut ( z.B. `Feldrain und Saum´ der Firma Saaten- Zeller,
Ursprungsgebiet 11, Südwestdeutsches Bergland) anzusäen und regelmäßig zu mähen. Pro Plansymbol ist ein heimischer Obstbaum zu
pflanzen und fachgerecht zu pflegen.

Jegliche Düngung und der Einsatz von Bioziden oder Rodentiziden ist im Plangebiet unzulässig.

Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen sind innerhalb eines Jahres nach Errichtung der Photovoltaikanlage vom Betreiber umzusetzen
und von ihm für die Dauer der Betriebszeit der Anlage fachgerecht zu pflegen und fortzuführen. Die Pflege der Fläche hat so zu erfolgen,
dass das Aussamen eventueller Schadpflanzen auf landwirtschaftlich genutzte Nachbarflächen vermieden wird.

5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege & Entwicklung von Natur und Landschaft (§9(1)20 BauGB)

Folgende konfliktvermeidende Maßnahmen sind vom Anlagenbetreiber zu beachten und umzusetzen:

V1 Baufeldbegrenzung

Zum Schutz angrenzender Biotopstrukturen erfolgt eine Begrenzung des Baufeldes: Keine Lagerung von Baumaterial und
Baufahrzeugen außerhalb des Planungsgebietes, außer auf direkt angrenzenden Ackerflächen.

Alle Gehölze sind vor Beeinträchtigungen und Beschädigungen (gemäß DIN 18920) zu schützen. Während der Bauphase sind 
Biotope etc. und zu erhaltende Einzelbäume und Hecken am Rande des Baufeldes durch geeignete Maßnahmen vor Beschädigungen
etc., insbesondere vor mechanischen Schäden zu schützen (z.B. Biotopschutzzaun; vgl. FGSV 2008 und Baumschutz RAS-LP 4; S.
1-2).

V2 Bauzeitenbeschränkung

Zur Vermeidung der Schädigung von Offenlandbrütern wird die Bauzeit beschränkt. Die Baumaßnahmen sind im Zeitraum vom 1.
September bis 28. Februar zu beginnen, bis zum Baubeginn ist eine Schwarzbrache zu erhalten. Soll von diesen Bauzeiten
abgewichen werden, ist nach Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde eine ökologische Baubegleitung durch eine geeignete
Fachperson durchzuführen und das Plangebiet auf ein Vorkommen und eine mögliche Betroffenheit von Offenlandbrütern hin zu
untersuchen.

Zum Schutz von Fledermäusen und nachtaktiven Insekten sind Nachtarbeiten unzulässig.

V3 Bodenverdichtung
Zur Vermeidung von Bodenverdichtungen sind Fahrzeuge mit geringem Bodendruck zu verwenden. Die Bauzeit ist den
Witterungsverhältnissen anzupassen (nicht bei andauernder Nässe). Die Baustraßen sind flächenschonend anzulegen.

V4 Versiegelung
Die Versiegelung ist durch die Verwendung von Erddübeln oder Rammpfosten zu minimieren.

V5 Umzäunung
Zur Vermeidung einer Fragmentierung von Kleinsäugerhabitaten soll die Umzäunung eine Bodenfreiheit von 20cm aufweisen. Eine
sockellose Ausführung sorgt für die Durchlässigkeit für Kleinsäuger. Soll der Solarpark beweidet werden, dann wird empfohlen, den
Zaun aus Gründen der Wolfssicherheit mit einem Untergrabschutz und einem Überkletterschutz zu versehen.

Der Bereich unter dem Zaun ist einmal jährlich freizuschneiden. Der Einsatz von Herbiziden ist nicht erlaubt.

V6 Beleuchtung
Um die Gefährdung von Insekten zu minimieren, ist möglichst auf eine Beleuchtung zu verzichten. Falls notwendig, ist eine 
insektenfreundliche Beleuchtung zu verwenden (abgeschirmte, warmweiße LED- Leuchten mit geschlossenem Lampengehäuse). Die
Beleuchtung ist auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Zum Schutz von Fledermäusen und nachtaktiven Insekten sind
Nachtarbeiten unzulässig.

V7 Abstand Module
Der Abstand der Module vom Boden beträgt mindestens 80cm, um eine dauerhaft geschlossenen Vegetationsdecke zu gewährleisten.
Die Modulreihen sind so anzuordnen, dass zwischen Mitte April und Mitte September ein mind. 2,50m breiter besonnter Streifen
entsteht.

V8 Ansaat im Bereich der Module
Im Bereich unter / zwischen den Modulen kommt standortgerechtes, autochthones/gebietsheimisches Saatgut zum Einsatz. Auch eine
Mahdgutübertragung von örtlich vorhandenen artenreichen Spenderflächen durch Heusaat ist möglich. Die Eignung ist zuvor mit der
Unteren Naturschutzbehörde abzuklären.
Pflege: Jährlich erfolgt zwischen den Modulen eine ein- bis zweimalige gestaffelte Mahd, Mulchen ist nicht gestattet. Die erste Mahd
erfolgt frühestens ab dem 01.07., das Mähgut wird abtransportiert. In den ersten fünf Jahren nach der Einsaat oder
Mahdgutübertragung kann ein früherer Schnittzeitpunkt zur Zeit des Ährenschiebens (etwa Mitte Mai) erfolgen. Das Abräumen darf
erst am nächsten Tag erfolgen. Ein fakultativer zweiter Schnitt sollte nach einer mindestens 8-wöchigen Ruhezeit durchgeführt werden.
Die optimale Schnitthöhe liegt bei 8-10 cm, so dass Bodenlebewesen weitgehend geschont werden.

Die Fläche unter den Modulen kann zur Blüte kommen, Samenstände entwickeln und damit auch für Vögel und Insekten im Herbst und
Winter einen Lebensraum bieten. Diese Altgras- und Altstaudenbestände können noch bis in das zeitige Frühjahr stehen bleiben und
werden erst ab März einmal jährlich gemäht.
Der Einsatz von Düngemitteln und Pestiziden ist untersagt. Für eine Beweidung ist ein geeignetes Weidemanagement notwendig, so
dass innerhalb der Gesamtanlage immer ein Blühhorizont vorhanden ist. Auf eine Zufütterung ist zu verzichten.

V9 Neuanlage von Zauneidechsenhabitaten: Zur Stärkung der Zauneidechsen-Population sind innerhalb der pfg2 - Fläche am westlichen
Rand der Flst. 1990, 2006 und 2007  zwei Habitate mit einer Größe von insgesamt ca. 10m² anzulegen und dauerhaft zu erhalten.

V10 Feldlerchenfreundliche Gestaltung

Die Schaffung von optimiertem Lebensraum für Feldlerchen erfolgt innerhalb der Photovoltaikanlage durch folgende Maßgaben:

· Die lichten Modulzwischenräume sind so zu gestalten, dass zwischen Mitte April und Mitte September ein besonnter Streifen von 
mindestens 2,50 m zwischen den Modulreihen sichergestellt ist. An unserem Standort bedeutet dies, dass Modulreihenabstände von
3,70m vorzusehen sind.

· Schaffung offener Rohbodenflächen innerhalb der umzäunten PV-Anlage mit standorttypischem Regiosaatgut für Segetalflora oder für
extensives Dauergrünland mit einem Fünftel bis einem Zehntel der üblichen Menge, um möglichst lückigen Boden herzustellen.

· Erhaltung offener Rohbodenflächen durch Fräsen bzw. Grubbern der Umfahrten zwischen Zaun und Modultischen und weiteren
Bereichen innerhalb der Anlage  alle 3 bis 5 Jahre (oder nach Bedarf) im Herbst, um die Krautschicht / Grasnarbe aufzureißen.

· Zur Überprüfung der Wirksamkeit der Maßnahmen, wird ein Monitoring festgesetzt, mit Revierkartierung der 1. und 2. Brut im Jahr 1, 3
und 5 nach Inbetriebnahme zum Nachweis der Wiederbesiedlung durch die Feldlerche. Dazu sind in der ersten Brutperiode (3
Begehungen zwischen Anfang April und Ende Mai) und erneut in der zweiten Brutperiode (3 Begehungen zwischen Anfang Juni und
Mitte Juli) jeweils die Anzahl der Reviere zu erfassen, die in der Anlage siedeln. Von einer dauerhaften Wiederbesiedlung ist
auszugehen, wenn sich in den drei Monitoring-Jahren eine bestimmte Mindest-Anzahl von Revieren in einer der beiden Brutperioden
mehrfach bestätigen lässt.

Sollte eine Ansiedlung mit der erforderlichen Anzahl an Revieren erfolglos bleiben, dann sind  Maßnahmen entsprechend des
Papiers „CEF-Maßnahmen für die Feldlerche in Bayern“ (Anhang zum UMS Az. 63b-U8645.4-2018/2-35 vom 22.02.2023; StMUV)  für
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) umzusetzen. Die entsprechenden Flurstücke wurden bereits auf ihre
Eignung hin untersucht, Details können Kapitel 6 der Begründung entnommen werden.
Die Planung und Umsetzung der einzelnen festgesetzten Maßnahmen (Schutz-, Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen sollten von
einer Fachkraft als Ökologische Baubegleitung (ÖBB) geprüft, betreut, dokumentiert und die erfolgte Umsetzung gemeldet werden.

6. Immissionsschutz
Die maximal mögliche astronomische Blenddauer darf an den relevanten Immissionsorten (gemäß den Hinweisen zur Messung, Beurteilung
und Minderung von Lichtimmissionen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz - LAI - Stand 08.10.2012 - Anlage 2 Stand
03.11.2015) unter Berücksichtigung aller umliegenden Photovoltaikanlagen 30 Minuten am Tag und 30 Stunden pro Kalenderjahr nicht
überschreiten. Gegebenenfalls sind entsprechende Maßnahmen zur Einhaltung dieser Werte zu ergreifen.

7. Zeitliche Befristung (§9(2)2 BauGB)

Befristung der Zulässigkeit von baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen: Die im Bebauungsplan festgesetzten baulichen und
sonstigen Vorgaben für Nutzungen und Anlagen sind bis zu dem Zeitpunkt zulässig, an dem die Anlage, nach Fertigstellung und
Inbetriebnahme, für einen Zeitraum von mehr als 12 Monaten nicht betrieben wurde. Der Vorhabensträger verpflichtet sich, die Fläche dann
unverzüglich wieder in ihre ursprüngliche Nutzung als "landwirtschaftliche Fläche" zurückzuführen.

8. Ordnungswidrigkeiten (§213 BauGB)

Ordnungswidrig handelt, wer die im Bebauungsplan festgesetzten Bindungen für die Bepflanzung mit Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen beseitigt, wesentlich beeinträchtigt oder zerstört.

VI. Örtliche Bauvorschriften nach Art. 81 BayBO
Entsprechend Art. 81 BayBO werden zur Durchführung baugestalterischer Absichten folgende örtliche Bauvorschriften erlassen:

1. Stellplätze und Zufahrten (Art. 81 (1) Nr. 4 BayBO)

Stellplätze sowie Zufahrten sind aus versickerungsfähigen Materialien herzustellen.

2. Einfriedungen (Art. 81 (1) Nr. 5 BayBO)

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 2,50 m zugelassen, sockellos mit 0,20 m Bodenfreiheit, um die Durchlässigkeit für Kleintiere zu
gewährleisten. Soll der Solarpark beweidet werden, dann wird empfohlen, den Zaun aus Gründen der Wolfssicherheit mit einem
Untergrabschutz und einem Überkletterschutz zu versehen.

3. Ordnungswidrigkeiten (Art. 89 (1) BayBO)

Ordnungswidrig nach Art. 89 BayBO handelt, werden aufgrund von Art. 91 BayBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

VII. Hinweise
1. Bodenschutz
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes (BodSchG), insbesondere auf § 4, wird hingewiesen.
Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4
Abs. 1 BodSchG).

Bodenfunktionen im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes sind bei Herstellung und Rückbau der Photovoltaikanlage weitesgehend
zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Werden verzinkte Bauteile verwendet, die dem Regen ausgesetzt sind, ist durch eine geeignete
Beschichtung der Rammpfosten eine Verunreinigung von Boden und Grundwasser sicherzustellen. Verzinkte Rammprofile oder
Erdschraubanker dürfen nur eingebracht werden, wenn die Eindringungstiefe über dem Grundwasserschwankungsbereich liegt.

Schutz des Mutterbodens: Der abgeschobene Mutterboden ist zu schützen (§ 202 BauGB). Nach Rückbau der PV-Anlage ist dieser
Mutterboden für die spätere landwirtschaftliche Nutzung erforderlich und darf deshalb nicht von diesem Acker entfernt werden, sondern
muss auf der restlichen Ackerfläche verbleiben. Um später die geschotterten Stellplätze und Zufahrten wieder zu fruchtbaren
Ackerboden umwandeln zu können ist eine Trennfolie unter den Schotter einzubauen. Um Bodenverdichtungen im Acker zu vermeiden
sind die Bauarbeiten nur bei trockenen Bodenverhältnissen durchzuführen. Bodenkontaminierungen, die bei Aufbau oder Abbau der
Module entstehen können, sind zu vermeiden und nach Abbau durch Bodenuntersuchungen zu überprüfen und zu sichern. Eine
geregelte Abfallentsorgung beim Aufbau ist sicher zu stellen. Erdkabel, die durch landwirtschaftliche Flächen gelegt werden, sind so zu
verlegen, dass die landwirtschaftlichen Flächen in ihrer Nutzung keinen Einschränkungen unterliegen. Bei der Verlegung der Kabel ist
darauf zu achten, dass vorhandene Drainagen bzw. sonstige Leitungen nicht beschädigt werden. Sollten bei der Beanspruchung von
landwirtschaftlichen Nutzflächen z.B. Drainagen beschädigt werden, so sind diese Beschädigungen wieder fachgerecht zu beheben.

2. Denkmalschutz
Art. 8 (1) BayDSchG:

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für
Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen.
Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige
an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 (2) BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen,
wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  Treten bei
o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde und
dem BLfD zu melden. Bewegliche Bodendenkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu übergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2
BayDSchG). Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir selbstverständlich gerne
zur Verfügung. Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf.
direkt an den für Sie zuständigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

3. Altlasten
Im Plangebiet sind keine Altablagerungen bekannt. Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter Boden angetroffen werden, so ist
unverzüglich das Landratsamt Würzburg zu benachrichtigen und die Arbeiten im betroffenen Bereich einzustellen.

4. Reinigung und Pflege
Zur Reinigung der Solarmodule und zum Korrosionsschutz dürfen keine giftigen und wassergefährdenden Mittel zum Einsatz kommen.

5. Niederschlagswasser
Die schadlose Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser über die belebte Bodenzone ist zu erhalten. Die Fläche unter den
Solar-Modulen ist nicht befestigt, die Module stehen auf Stützen, darunter entsteht eine eingeschränkte, aber natürliche Vegetation.
Eine Ableitung der Oberflächenwasser wird somit nicht notwendig.

6. Landwirtschaft
Emissionen, vor allem Staub, die durch eine ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung angrenzender Flächen entstehen, sind zu
dulden.Es ist sicherzustellen, dass bei erforderlichen Erschließungsmaßnahmen die Zufahrt zu den angrenzenden landwirtschaftlichen
Grundstücken uneingeschränkt möglich ist.

Es ist ein ausreichender Abstand (min. 1m) mit der Einzäunung zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen und den umliegenden
Wegen einzuhalten, damit diese Flächen auch weiterhin ohne Behinderung und vollständig bewirtschaftet bzw. befahren werden können.

Quelle: Topographische Karte, Bayernatlas, Stand 12.04.2023

VIII. Verfahrensvermerke
1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 12.12.2023 gemäß §2(1) BauGB die Aufstellung des

Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 18.01.2024 ortsüblich bekannt
gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §3(1) BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung
für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 12.12.2023 hat in der Zeit vom 18.01.2024
bis 22.02.2024 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4(1)
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 12.12.2023 hat in der Zeit vom
18.01.2024 bis 22.02.2024 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ wurden die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4(2) BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____
beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ wurde mit der Begründung gemäß
§3(2) BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ öffentlich ausgelegt.

6. Die Gemeinde _________ hat mit Beschluss des Stadtrats/ Gemeinderats vom __.__.____ den
Bebauungsplan gem. §10(1) BauGB in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen.

Gemeinde Leinach, den (Siegel)

______________________________
Bürgermeister Arno Mager

7. Ausgefertigt

Gemeinde Leinach, den (Siegel)

______________________________
Bürgermeister Arno Mager

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am __.__.____ gemäß §10(3) Halbsatz 2
BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den
üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt
auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen
des §44(3) Satz 1 und 2 sowie (4) BauGB und die §§214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

Gemeinde Leinach, den (Siegel)

______________________________
Bürgermeister Arno Mager

9. Es wird hiermit gestätigt, dass der Inhalt dieses Plans und der Begründung (inkl. Umweltbericht und
spezielle artenschutzrechtliche Prüfung) mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderats
übereinstimmt.

Gemeinde Leinach, den (Siegel)

______________________________
Bürgermeister Arno Mager
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